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25 BEKANNTMACHUNG FÜR STAATSANGEHÖRIGE DER ÜBRIGEN MITGLIEDSTAATEN DER EU-
ROPÄISCHEN UNION (UNIONSBÜRGER) ZUR WAHL ZUM EUROPÄISCHEN PARLAMENT IN 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

 
Am 09. Juni 2024 findet die Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik 
Deutschland statt. An dieser Wahl können Sie aktiv teilnehmen, wenn Sie am Wahltag 
 

1. die Staatsangehörigkeit eines der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union besitzen, 
 
2. das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
 
3. seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik Deutschland oder in den übrigen Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union1) eine Wohnung innehaben oder sich mindestens seit dieser Zeit sonst ge-
wöhnlich aufhalten (auf die Dreimonatsfrist wird ein aufeinanderfolgender Aufenthalt in den genannten 
Gebieten angerechnet), 

 
4. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, dessen 

Staatsangehörigkeit Sie besitzen, vom aktiven Wahlrecht zum Europäischen Parlament ausgeschlos-
sen sind, 

 
5. in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutschland eingetragen sind. Die erstmalige Eintra-

gung erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag ist auf einem Formblatt zu stellen; er soll bald nach dieser 
Bekanntmachung abgesandt werden. 

 
Einem Antrag, der erst nach dem 19. Mai 2024 bei der zuständigen Gemeindebehörde eingeht, kann 
nicht mehr entsprochen werden (§ 17a Abs. 2 der Europawahlordnung). 

 
Sind Sie bereits aufgrund Ihres Antrages bei der Wahl am 13. Juni 1999 oder einer späteren Wahl zum 
Europäischen Parlament in ein Wählerverzeichnis der Bundesrepublik Deutschland eingetragen wor-
den, so ist ein erneuter Antrag nicht erforderlich. Die Eintragung erfolgt dann von Amts wegen, sofern 
die sonstigen wahlrechtlichen Voraussetzungen vorliegen. Dies gilt nicht, wenn Sie bis zum oben ange-
gebenen 21. Tage vor der Wahl gegenüber der zuständigen Gemeindebehörde auf einem Formblatt 
beantragen, nicht im Wählerverzeichnis geführt zu werden. Dieser Antrag gilt für alle künftigen Wahlen 
zum Europäischen Parlament, bis Sie erneut einen Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis 
stellen. 

 
Sind Sie bei früheren Wahlen (1979 bis 1994) in ein Wählverzeichnis in der Bundesrepublik Deutschland 
eingetragen worden, müssen Sie für eine Teilnahme an der Wahl einen erneuten Antrag auf Eintragung 
in das Wählerverzeichnis stellen. 

 
Nach einem Wegzug in das Ausland und erneutem Zuzug in die Bundesrepublik Deutschland ist ein 
erneuter Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis erforderlich. 

 
Antragsvordrucke (Formblätter) sowie informierende Merkblätter können bei den Gemeindebehörden in der 
Bundesrepublik Deutschland angefordert werden, außerdem stehen sie unter www.bundeswahlleiterin.de zum 
Herunterladen bereit. 
 
Für ihre Teilnahme als Wahlbewerber ist unter anderem Voraussetzung, dass sie am Wahltag  
 

1. das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
 
2. die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 
 
3. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, dem Sie 

angehören, von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind. 
 
Mit dem Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis oder mit den Wahlvorschlägen ist eine Versicherung 
an Eides statt abzugeben über das Vorliegen der oben genannten Voraussetzungen für die aktive oder passive 
Wahlteilnahme. 
 

                                                
1  Nicht zu berücksichtigen ist ein Aufenthalt im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland nach dem Zeit-

punkt, ab dem nach Artikel 50 Absatz 3 des Vertrages der Europäischen Union die Verträge dort keine Anwendung 
mehr finden. 
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Meschede, 06.02.2024 
 
Der Kreiswahlleiter des Hochsauerlandkreises 
für die Europawahl 2024 
gez. 
Dr. Schneider 
 
 
26 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG VON ORT UND ZEIT DER OFFENLEGUNG DES LIEGEN-

SCHAFTSKATASTERS AUFGRUND DER ERNEUERUNG UND FORTFÜHRUNG VON LIEGEN-
SCHAFTS- UND EIGENTÜMERANGABEN SOWIE DER ÜBERNAHME VON ERGEBNISSEN DER 
BODENSCHÄTZUNG 

 
Im gesamten Gebiet des Hochsauerlandkreises wurde das Liegenschaftskataster anlässlich 
 

a) Änderungen aufgrund von Mitteilungen durch die Grundbuchverwaltung oder einer anderen Stelle, 
wenn diese Stelle die Änderungen aufgrund ihrer Zuständigkeit dem Eigentümer oder den Personen, 
die über grundstücksgleiche Rechte verfügen, bereits bekanntgegeben hat (gem. Ziff. 10.2 Abs. 4 des 
Erlasses „Die Führung des Liegenschaftskatasters in Nordrhein-Westfalen [Liegenschaftskatastererlass 
– LiegKatErl.]“) 

 
b) Änderungen von Lagebezeichnungen (gem. Ziff. 10.3 Abs. 1 LiegKatErl.) 
 
c) Änderungen von Klassen-, Klassenabschnitts- und Sonderflächen der Bodenschätzung (gem. Ziff. 10.3 

Abs. 1 und 10.6 LiegKatErl.) 
 
d) des Umlegungsverfahrens „Züschen Liesen“ in der Stadt Winterberg  

 
fortgeführt. Soweit hierzu keine Fortführungsnachweise erstellt wurden, bzw. diese Fortführungen im Zusam-
menhang mit anderen Fortführungsfällen nicht bereits bekannt gegeben wurden, werden diese Änderungen 
hiermit bekannt gemacht.  
 
Gem. § 13 Abs. 3 und 5 des Gesetzes über die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster (Vermes-
sungs- und Katastergesetz – VermKatG NRW - GV. NRW. S. 174) vom 01. März 2005 in der zurzeit geltenden 
Fassung in Verbindung mit § 22 der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Landesvermessung 
und das Liegenschaftskataster (DVOzVermKatG - GV. NRW. S. 462) vom 25. Oktober 2006 in der zurzeit 
geltenden Fassung erfolgt die Bekanntgabe der veränderten Teile des Liegenschaftskatasters durch Offenle-
gung.  
 
Die Offenlegung erfolgt  
 

im Zeitraum vom 09. April 2024 bis einschließlich 08. Mai 2024 
 
beim Fachdienst 43 „Liegenschaftskataster und Vermessung“ an den Dienstorten Arnsberg und Brilon: 
 
• Im Kreishaus Arnsberg, Eichholzstr. 9 im Raum 301 und im Raum 303 
• Im Kreishaus Brilon, Rothaarsteig 1 im Raum 621 und im Raum 623 

 
während der nachstehend aufgeführten Servicezeiten: 
Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
Montag, Mittwoch und Donnerstag in der Zeit von 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr und 
Dienstag in der Zeit von 14.00 bis 17.00 Uhr 
Freitag in der Zeit von 8.30 Uhr bis 13.00 Uhr 
und nur nach Terminabsprache unter den Telefonnummern 02931/94-4345 und 4244 (Arnsberg) und 
02961/94-3321 und 3375 (Brilon). 
 
Während der Offenlegungszeit haben betroffene Eigentümerinnen und Eigentümer, Erbbauberechtigte und 
Inhaber grundstücksgleicher Rechte Gelegenheit, den digitalen Datenbestand des Liegenschaftskatasters ein-
zusehen und sich über Veränderungen des Katasternachweises ihrer Grundstücke unterrichten zu lassen.  
 
Nach Ablauf der Offenlegungsfrist tritt das aktualisierte Liegenschaftskataster an die Stelle des bisherigen 
Katasters.  
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Rechtsbehelfsbelehrung 
Klage gegen Bescheid 
Gegen die in der offen gelegten Fortführung des Liegenschaftskatasters nachgewiesenen Veränderungen 
können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jäger-
straße 1, 59821 Arnsberg (siehe § 52 VwGO i.V.m. § 17 JustG NRW) erheben. 
 
Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
Meschede, 13.02.2024  
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Fachdienst 43  
-  Liegenschaftskataster und Vermessung – 
Steinstraße 27 
Az.: 43 
 
Im Auftrag 
gez. 
Schultz 
 
 
27 NEUBESETZUNG DES KEHRBEZIRKS HSK 13 
 
Mit Wirkung zum 01.03.2024 wird  
 

Herr 
Wolfgang Henneke 
Am Nierbach 4 
59872 Meschede 
Büro: 0291 89738650 
Fax: 0291 89738626 
Mobil: 01702922249 
E-Mail: info@schornsteinfeger-henneke.de 

 
zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk HSK 13 bestellt.  
 
Die Bestellung ist bis zum 28.02.2031 befristet.  
 
Der Kehrbezirk Hochsauerlandkreis 13 umfasst aus der Stadt Schmallenberg die Ortsteile Brabecke, Böde-
feld, Gellinghausen, Hiege, Lanfert, Osterwald (Sonderhof), Walbecke, Western-Bödefeld; aus der Stadt Win-
terberg den Ortsteil Altenfeld; aus der Gemeinde Bestwig die Ortsteile Andreasberg, Berlar, Dörnberg, Hal-
beswig, Heringhausen, Nierbachtal, Ramsbeck, Wasserfall, Velmede; aus der Stadt Olsberg die Ortsteile 
Haardt, Heinrichsdorf, Wiggeringhausen; aus der Stadt Meschede den Ortsteil Eversberg sowie Teile von 
Wehrstapel. 
 
Im Auftrag 
gez. 
Rath 
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28 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 10 DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESET-
ZES (BIMSCHG) I. V. M. § 21 A DER 9. VERORDNUNG ZUR DURCHFÜHRUNG DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES (9. BIMSCHV) 

 
Antrag der VSB Windpark Arnsberg GmbH & Co.KG, v.d. VSB Beteiligung GmbH, v.d.  Geschäftsfüh-

rer Thomas Winkler 
auf Erteilung einer Genehmigung gem. § 16 b Abs. 7 BImSchG für die Erhöhung der Nennleistung 

sowie die Änderung des Turmtyps der WEA 1 
 

im Stadtgebiet Arnsberg 
 

-Erteilung der Genehmigung- 
 
Der Hochsauerlandkreis hat, als zuständige Genehmigungsbehörde, der VSB Windpark Arnsberg GmbH & 
Co.KG, v.d. VSB Beteiligung GmbH, v.d.  Geschäftsführer Thomas Winkler, Schweizer Str. 3a, 01069 Dresden 
auf ihren Antrag vom 27.07.2023 die Genehmigung gem. § 16 b Abs. 7 BImSchG für die Erhöhung der Nenn-
leistung sowie die Änderung des Turmtyps der WEA 1 in der Gemarkung Oeventrop, Flur 1, Flurstück 349 am 
07.02.2024 erteilt. 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmungen 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften. 
 
Die Genehmigung wird im nachstehend aufgeführten Umfang entsprechend den Antragsunterlagen, die ver-
bindlicher Bestandteil der Genehmigung sind, wie folgt erteilt:  
 
Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Betrieb von folgender Windenergieanlage 
 
Typ: Vestas V150 6.0 
Anlagen-Nr.: 8194284.1 
Nennleistung [kW]: 6.000 
Nabenhöhe[m]: 169 
Rotordurchmesser [m]: 150 
Gesamthöhe [m]: 244 
Gemarkung: Oeventrop 
Flur: 1 
Flurstück: 349 
 
Eingeschlossene Genehmigungen 
Die Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG folgende Entscheidungen ein: 
• Baugenehmigung 

 
Nebenbestimmungen 
Der Genehmigungsbescheid enthält Nebenbestimmungen zur Sicherstellung des Immissionsschutzes, zum 
Baurecht, zum Natur- und Artenschutz, zu Belangen des Arbeitsschutzes und zur Kennzeichnung als Luft-
fahrthindernis.  
 
Die Entscheidung über den Antrag wird hiermit gem. § 10 Abs. 8 BImSchG i.V.m. § 21a der 9. BImSchV 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsbescheid und die dazugehörigen Unterlagen liegen in der Zeit vom 28.02.2024 bis zum 
12.03.2024 bei den folgenden Stellen aus und können dort während der angegebenen Zeiten eingesehen 
werden: 
 

1. Stadt Arnsberg 
Umwelt / Ressourcenschutz 
Zimmer A 1.007, Am Hüttengraben 31, 59759 Arnsberg 
Montag bis Freitag von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr sowie, 
Montag bis Donnerstag von 13:30 Uhr bis 15:30 Uhr. 
Eine vorherige telefonische Absprache unter der Tel.-Nr. 02932/201-1815 wird empfohlen. 
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2. Genehmigungsbehörde: 
Hochsauerlandkreis 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Zimmer 235, Am Rothaarsteig 1, 59929 Brilon 
Montag bis Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, sowie  
Montag, Mittwoch und Donnerstag von 14:00 Uhr bis 15:30 und  
Dienstag von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
oder nach telefonischer Vereinbarung unter 02961/94-3155 

 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid Dritten gegenüber, die keine Einwendungen erhoben ha-
ben, als zugestellt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen den Bescheid können Sie vor dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster binnen eines Monats, nachdem der Bescheid bekannt gegeben wurde, 
schriftlich Klage erheben.  
  
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet 
sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedin-
gungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 
des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803).*  
  
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, soll die angefochtene Verfügung in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden.  
  
* Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
Brilon, 27.02.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Az: 42.40351-2023-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
29 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 10 DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESET-

ZES (BIMSCHG) I. V. M. § 21 A DER 9. VERORDNUNG ZUR DURCHFÜHRUNG DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES (9. BIMSCHV) 

 
Antrag der VSB Windpark Arnsberg GmbH & Co. KG, v.d. VSB Beteiligung GmbH, v. d. Geschäftsfüh-

rer Thomas Winkler 
auf Erteilung einer Genehmigung gem. § 16 b Abs. 7 BImSchG für die Erhöhung der nennleistung so-

wie die Änderung des Turmtyps der WEA 2 
 

im Stadtgebiet Arnsberg 
 

-Erteilung der Genehmigung- 
 
Der Hochsauerlandkreis hat, als zuständige Genehmigungsbehörde, der VSB Windpark Arnsberg GmbH & 
Co. KG, v.d. VSB Beteiligung GmbH, v. d. Geschäftsführer Thomas Winkler, Schweizer Str. 3a, 01069 Dres-
den auf ihren Antrag vom 27.07.2023 die Genehmigung gem. § 16 b Abs. 7 BImSchG für die Erhöhung der 
nennleistung sowie die Änderung des Turmtyps der WEA 2 in der Gemarkung Oeventrop, Flur 1, Flurstücke 
26 und 388 am 07.02.2024 erteilt. 
 

http://www.justiz.de/
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Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmungen 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften. 
 
Die Genehmigung wird im nachstehend aufgeführten Umfang entsprechend den Antragsunterlagen, die ver-
bindlicher Bestandteil der Genehmigung sind, wie folgt erteilt:  
 
Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Betrieb von folgender Windenergieanlage 
 
Typ: Vestas V150 6.0 
Anlagen-Nr.: 8194284.2 
Nennleistung [kW]: 6.000 
Nabenhöhe[m]: 169 
Rotordurchmesser [m]: 150 
Gesamthöhe [m]: 244 
Gemarkung: Oeventrop 
Flur: 1 
Flurstücke: 26 und 388 
 
 
Eingeschlossene Genehmigungen 
Die Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG folgende Entscheidungen ein: 
• Baugenehmigung 

 
Nebenbestimmungen 
Der Genehmigungsbescheid enthält Nebenbestimmungen zur Sicherstellung des Immissionsschutzes, zum 
Baurecht, zum Natur- und Artenschutz, zu Belangen des Arbeitsschutzes und zur Kennzeichnung als Luft-
fahrthindernis und.  
 
Die Entscheidung über den Antrag wird hiermit gem. § 10 Abs. 8 BImSchG i.V.m. § 21a der 9. BImSchV 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsbescheid und die dazugehörigen Unterlagen liegen in der Zeit vom 28.02.2024 bis zum 
12.03.2024 bei den folgenden Stellen aus und können dort während der angegebenen Zeiten eingesehen 
werden: 
 

1. Stadt Arnsberg 
Umwelt / Ressourcenschutz 
Zimmer A 1.007, Am Hüttengraben 31, 59759 Arnsberg 
Montag bis Freitag von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr sowie, 
Montag bis Donnerstag von 13:30 Uhr bis 15:30 Uhr. 
Eine vorherige telefonische Absprache unter der Tel.-Nr. 02932/201-1815 wird empfohlen. 

 
2. Genehmigungsbehörde: 

Hochsauerlandkreis 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Zimmer 235, Am Rothaarsteig 1, 59929 Brilon 
Montag bis Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, sowie  
Montag, Mittwoch und Donnerstag von 14:00 Uhr bis 15:30 und  
Dienstag von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
oder nach telefonischer Vereinbarung unter 02961/94-3155 

 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid Dritten gegenüber, die keine Einwendungen erhoben ha-
ben, als zugestellt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen den Bescheid können Sie vor dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster binnen eines Monats, nachdem der Bescheid bekannt gegeben wurde, 
schriftlich Klage erheben.  
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet 
sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
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von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedin-
gungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 
des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803).*  
  
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, soll die angefochtene Verfügung in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden.  
  
* Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
Brilon, 27.02.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Az: 42.40355-2023-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
30 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 10 DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESET-

ZES (BIMSCHG) I. V. M. § 21 A DER 9. VERORDNUNG ZUR DURCHFÜHRUNG DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES (9. BIMSCHV) 

 
Antrag der VSB Windpark Arnsberg GmbH & Co. KG, v.d. VSB Beteiligung GmbH, v. d. Geschäftsfüh-

rer Thomas Winkler 
auf Erteilung einer Genehmigung gem. § 16 b Abs 7 BImSchG für die Erhöhung der Nennleistung so-

wie die Änderung des Turmtyps der WEA 3 
 

im Stadtgebiet Arnsberg 
 

-Erteilung der Genehmigung- 
 
Der Hochsauerlandkreis hat, als zuständige Genehmigungsbehörde, der VSB Windpark Arnsberg GmbH & 
Co. KG, v.d. VSB Beteiligung GmbH, v. d. Geschäftsführer Thomas Winkler, Schweizer Str. 3a, 01069 Dres-
den auf ihren Antrag vom 27.07.2023 die Antrag gem. § 16 b Abs 7 BImSchG für die Erhöhung der Nennleis-
tung sowie die Änderung des Turmtyps der WEA 3 in der Gemarkung Oeventrop, Flur 1, Flurstück 29 am 
07.02.2024 erteilt. 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmungen 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften. 
 
Die Genehmigung wird im nachstehend aufgeführten Umfang entsprechend den Antragsunterlagen, die ver-
bindlicher Bestandteil der Genehmigung sind, wie folgt erteilt:  
 
Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Betrieb von folgender Windenergieanlage 
 
Typ: Vestas V150 6.0 
Anlagen-Nr.: 8194284.3 
Nennleistung [kW]: 6.000 
Nabenhöhe[m]: 169 
Rotordurchmesser [m]: 150 
Gesamthöhe [m]: 244 
Gemarkung: Oeventrop 
Flur: 1 
Flurstück: 29 
 

http://www.justiz.de/
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Eingeschlossene Genehmigungen 
Die Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG folgende Entscheidungen ein: 
• Baugenehmigung 

 
Nebenbestimmungen 
Der Genehmigungsbescheid enthält Nebenbestimmungen zur Sicherstellung des Immissionsschutzes, zum 
Baurecht, zum Natur- und Artenschutz, zu Belangen des Arbeitsschutzes und zur Kennzeichnung als Luft-
fahrthindernis.  
 
Die Entscheidung über den Antrag wird hiermit gem. § 10 Abs. 8 BImSchG i.V.m. § 21a der 9. BImSchV 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsbescheid und die dazugehörigen Unterlagen liegen in der Zeit vom 28.02.2024 bis zum 
12.03.2024 bei den folgenden Stellen aus und können dort während der angegebenen Zeiten eingesehen 
werden: 
 

1. Stadt Arnsberg 
Umwelt / Ressourcenschutz 
Zimmer A 1.007, Am Hüttengraben 31, 59759 Arnsberg 
Montag bis Freitag von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr sowie, 
Montag bis Donnerstag von 13:30 Uhr bis 15:30 Uhr. 
Eine vorherige telefonische Absprache unter der Tel.-Nr. 02932/201-1815 wird empfohlen. 
 

2. Genehmigungsbehörde: 
Hochsauerlandkreis 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Zimmer 235, Am Rothaarsteig 1, 59929 Brilon 
Montag bis Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, sowie  
Montag, Mittwoch und Donnerstag von 14:00 Uhr bis 15:30 und  
Dienstag von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
oder nach telefonischer Vereinbarung unter 02961/94-3155 

 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid Dritten gegenüber, die keine Einwendungen erhoben ha-
ben, als zugestellt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen den Bescheid können Sie vor dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster binnen eines Monats, nachdem der Bescheid bekannt gegeben wurde, 
schriftlich Klage erheben.  
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet 
sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedin-
gungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 
des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803).*  
  
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, soll die angefochtene Verfügung in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden.  
  
* Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
Brilon, 27.02.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Az: 42.40352-2023-04 
 
  

http://www.justiz.de/


 

57 
 

Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
31 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 10 DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESET-

ZES (BIMSCHG) I. V. M. § 21 A DER 9. VERORDNUNG ZUR DURCHFÜHRUNG DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES (9. BIMSCHV) 

 
Antrag der Energiekontor AG, v. d. Vorstandsvorsitzenden Peter Szabo  

auf Erteilung einer Genehmigung nach § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von 3 Wind-
energieanlagen des Herstellers General Electric, Typ GE 5.5-158 Cypress mit einer Nabenhöhe von 
161 m, einem Rotordurchmesser von 158 m, einer Gesamthöhe von 240 m und einer Nennleistung 

von je 5.500 kW 
 

im Stadtgebiet Winterberg 
 

-Erteilung der Genehmigung- 
 
Der Hochsauerlandkreis hat, als zuständige Genehmigungsbehörde, der Energiekontor AG, v. d. Vorstands-
vorsitzenden Peter Szabo, Mary-Somerville-Staße 5, 28359 Bremen auf ihren Antrag vom 17.06.2015 die 
Genehmigung gem. § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von 3 Windenergieanlagen des Herstel-
lers General Electric, Typ GE 5.5-158 Cypress mit einer Nabenhöhe von 161 m, einem Rotordurchmesser von 
158 m, einer Gesamthöhe von 240 m und einer Nennleistung von je 5.500 kW in der Gemarkung Altenfeld, 
Flur 11, Flurstücke 8, 10, 11, 3, 17, 69, 12, 13, 14, 2 am 16.02.2024 erteilt. 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmungen 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften. 
 
Die Genehmigung wird im nachstehend aufgeführten Umfang entsprechend den Antragsunterlagen, die ver-
bindlicher Bestandteil der Genehmigung sind, wie folgt erteilt:  
 
Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Betrieb folgender Windenergieanlagen 
 
WEA 1 
Typ: GE 5.5-158 Cypress 
Anlagen-Nr.: 007843.2 
Nennleistung [kW]: 5.500 
Nabenhöhe[m]: 161 
Rotordurchmesser [m]: 158 
Gesamthöhe [m]: 240 
Gemarkung: Altenfeld 
Flur: 11 
Flurstücke: 8, 10 und 11 
 
WEA 2 
Typ: GE 5.5-158 Cypress 
Anlagen-Nr.: 007843.3 
Nennleistung [kW]: 5.500 
Nabenhöhe[m]: 161 
Rotordurchmesser [m]: 158 
Gesamthöhe [m]: 240 
Gemarkung: Altenfeld 
Flur: 11 
Flurstücke: 10 und 17 
 
WEA 3 
Typ: GE 5.5-158 Cypress 
Anlagen-Nr.: 007843.4 
Nennleistung [kW]: 5.500 
Nabenhöhe[m]: 161 
Rotordurchmesser [m]: 158 
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Gesamthöhe [m]: 240 
Gemarkung: Altenfeld 
Flur: 11 
Flurstücke: 2, 3,12,13, 14 und 69 
 
Eingeschlossene Genehmigungen 
Die Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG folgende Entscheidungen ein: 
• die Baugenehmigung,   
• Waldumwandlungsgenehmigung gem. § 9 Abs. 1 BWaldG i.V.m. § 39 LFoGNRW und 
• Zustimmung gem. § 14 LuftVG. 

 
Nebenbestimmungen 
Der Genehmigungsbescheid enthält Nebenbestimmungen zur Sicherstellung des Immissionsschutzes, Der 
Genehmigungsbescheid enthält Nebenbestimmungen zur Sicherstellung des Immissionsschutzes, zum Bau-
recht und zum Brandschutz, zum Gewässerschutz, zum Hygiene- und Infektionsschutz, zum Natur- und Ar-
tenschutz, zu Belangen des Arbeitsschutzes, zur Inanspruchnahme von Wald, zum Straßen- und Wegerecht 
und zur Kennzeichnung als Luftfahrthindernis.  
 
Die Entscheidung über den Antrag wird hiermit gem. § 10 Abs. 8 BImSchG i.V.m. § 21a der 9. BImSchV 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsbescheid und die dazugehörigen Unterlagen, sowie die gem. § 16 UVPG erforderlichen 
Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens, liegen in der Zeit vom 28.02.2024 bis zum 
12.03.2024 bei den folgenden Stellen aus und können dort während der angegebenen Zeiten eingesehen 
werden: 
 

1. Stadtverwaltung Winterberg 
Zimmer 3.01, Fichtenweg 10, 59955 Winterberg 
Montag bis Donnerstag von 08:30 Uhr bis 12:30 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr und 
Freitag von 08:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 
nach telefonischer Vereinbarung unter 09281/800-322. 

 
2. Rathaus Olsberg  

Bigger Platz 6, 59939 Olsberg  
Montag bis Donnerstag von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr,  
Dienstag von 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr,  
Donnerstag von 13:30 Uhr bis 18:00 Uhr und   
Freitag von 7:30 Uhr bis13:00 Uhr.   

  
3. Stadtverwaltung Schmallenberg 

Amt für Stadtentwicklung 
Unterm Werth 1, 57392 Schmallenberg 
Montag bis Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr,   
Montag bis Mittwoch von 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr, 
Donnerstag von 13:30 Uhr bis 18:00 Uhr und  
Freitag von 13:30 Uhr bis 15:30 Uhr  
oder nach telefonischer Vereinbarung unter 02972/980-226 

 
4. Gemeindeverwaltung Bestwig, Bürger- und Rathaus Bestwig  

Raum 2.25 (Besprechungsraum „Stüppel“), 2. Obergeschoss, Rathausplatz 1, 59909 Bestwig   
Montag bis Donnerstag von 08:30 Uhr bis 12:30 Uhr,  
Montag bis Mittwoch von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr,  
Donnerstag von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr sowie  
Freitag von 08:30 Uhr bis 13:00 Uhr  

  
5. Genehmigungsbehörde: Hochsauerlandkreis 

Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Zimmer 235, Am Rothaarsteig 1, 59929 Brilon 
Montag bis Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, 
Montag, Mittwoch und Donnerstag von 14:00 Uhr bis 15:30 und  
Dienstag von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
oder nach telefonischer Vereinbarung unter 02961/94-3155 
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Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid Dritten gegenüber, die keine Einwendungen erhoben ha-
ben, als zugestellt. 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben.  
 
Bis zum Ablauf der Klagefrist kann der Genehmigungsbescheid von den Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, schriftlich oder elektronisch bei der Unteren Umweltschutzbehörde/Immissionsschutzbehörde, Am 
Rothaarsteig 1, 59929 Brilon (E-Mail: immissionsschutz@hochsauerlandkreis.de) angefordert werden. 
 
Nach § 10 Abs. 8 Satz 1 BImSchG kann die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, durch die öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Von der Möglichkeit 
wurde Gebrauch gemacht, da ein Großteil der Einwender im Hochsauerlandkreis wohnt und somit die Mög-
lichkeit haben, den Genehmigungsbescheid bei der Genehmigungsbehörde und den Städten bzw. der Ge-
meinde einzusehen. 
 
Einwendungen: 
Die Einwendungen gegen die Errichtung und den Betrieb der Windenergieanlagen werden zurückgewiesen, 
sowie ihnen nicht durch Änderung der Genehmigungsunterlagen, Ergänzungen und Nebenbestimmungen 
(Bedingungen und Auflagen) in dem Genehmigungsbescheid Rechnung getragen wird.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen den Bescheid können Sie vor dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster binnen eines Monats, nachdem der Bescheid bekannt gegeben wurde, 
schriftlich Klage erheben.  
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet 
sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedin-
gungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 
des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803).*  
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, soll die angefochtene Verfügung in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden.  
  
* Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
Brilon, 27.02.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Az: 42.40105-2023-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
32 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 

Antrag der Brauerei C. & A. Veltins GmbH & Co. KG 
auf Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 BImSchG 

 
im Stadtgebiet Meschede 

 
Die Brauerei C. & A. Veltins GmbH & Co. KG, v. d. Veltins Verwaltungs-GmbH, v. d. GF Peter Peschmann mit 
Sitz in 59872 Meschede, An der Streue, hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständige Genehmigungsbehörde, 

mailto:immissionsschutz@hochsauerlandkreis.de
http://www.justiz.de/
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36 KARTIERUNGEN DES GEOLOGISCHEN DIENSTES NRW 
 
Die nachstehende Bekanntmachung gilt für die Kartiergebiete F2101 Hirschberg und F2402 Möhnesee. 
 
Der Geologische Dienst NRW (GD NRW) in Krefeld, ein Landesbetrieb im Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie NRW, wird im Sinne des Geologiedatengesetzes vom 19. 
Juni 2020 (BGBl. I S. 1387) Arbeiten für die bodenkundliche Landesaufnahme durchführen. 
 
Zeitraum März – Dezember 2024 
Kreis Hochsauerlandkreis 
Stadt/Gemeinde Arnsberg 

 
Die mit den Untersuchungen Beauftragten sind im Rahmen des § 6 des Geologiedatengesetzes befugt, zum 
Zweck der staatlichen geologischen Landesaufnahme für das Land Nordrhein-Westfalen Grundstücke zu be-
treten und die erforderlichen geologischen Untersuchungen durchzuführen. Ebenso steht ihr/ihm der Zutritt zu 
allen Standorten geologischer Untersuchungen, insbesondere zu Anlagen und Einrichtungen für Bohrungen 
sowie zu Steinbrüchen, Kiesgruben und sonstigen der Nutzung des geologischen Untergrundes dienenden 
Betrieben offen. Darüber hinaus finden sich weitere Regelungen zum Betreten von Grundstücken im Landes-
forstgesetz NRW (LFoG § 60) und im Landesnaturschutzgesetz NRW (LNatSchG NRW §§ 57 und 73). Die 
Beauftragten des GD NRW legitimieren sich durch Dienstausweise oder Begleitschreiben. 
 
Diese regionalen Untersuchungen dienen einer allgemeinen Bestandsaufnahme des Bodens und des Unter-
grundes.*) Die Ergebnisse der Aufnahme werden in amtlichen Karten veröffentlicht. Sie sind wichtige Unterla-
gen für viele Aufgaben, z. B. in der Land- und Forstwirtschaft (Bodennutzung, Bodenverbesserung, Erosions-
schutz, Holzartenwahl), im Bauwesen, bei der Planung und Landespflege (Landesplanung, Bauleitplanung, 
Naturschutz), im Landeskulturbau und in der Wasserwirtschaft (ent- und bewässerungsbedürftige Flächen) 
sowie für die wissenschaftliche Forschung und den naturkundlichen Unterricht. 
 
Im Rahmen der Kartierungen sind kleine Handbohrungen notwendig, stellenweise auch Aufgrabungen zur 
Entnahme von Bodenproben. Etwaige durch die Inanspruchnahme entstehende Schäden werden nach den 
allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen ersetzt. Die Beauftragten des Geologischen Dienstes NRW werden 
auf die landwirtschaftlichen Belange und die derzeitige Nutzung der Grundstücke weitgehend Rücksicht neh-
men. 
 
Es wird gebeten, die Beauftragten des Geologischen Dienstes NRW bei ihren Aufgaben zu unterstützen. 
 
 

                                                
*) Richtlinien über die Durchführung land- und forstwirtschaftlicher Standortuntersuchungen und deren Anwendung in Um-

weltschutz, Raumordnung, Land- und Forstwirtschaft (Gem. RdErl. d. Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Land-
wirtschaft – III B-335-8583 – u. d. Ministeriums für Wirtschaft und Mittelstand, Technologie und Verkehr – 313-66-75 – 
v. 5.9.1997). 

 


